
E in Gespenst geht um in der 
Schweiz, es heißt »No Bil-
lag!« und lässt staatstreue 
wie linksliberale Politiker 
und Medien zähneklappernd 
zusammenstehen in der Ver-

teidigung des Staatsfernsehens eidgenössi-
scher Prägung: Am 4. März stimmen die 
Schweizer Wahlbürger*innen über die Ab-
schaffung der Rundfunkgebühren ab, die die 
Firma Billag (im weiteren Sinn mit der GEZ 
vergleichbar) einkassiert. Die Schweizer Ge-
bühren für öffentlich-rechtliche Sender sind 
die höchsten in ganz Europa: Rund 400 Euro 
muss jeder Haushalt seit 2015 bezahlen, als 
in der Schweiz ebenfalls via Volksabstim-
mung und mit denkbar knapper Mehrheit 
(50,08 Prozent) die bisherige geräteabhängi-
ge Gebühr in eine generelle Haushaltsabga-
be umgewandelt wurde. Die »No Billag«-In-
itiative fordert nicht weniger als das kom-
plette Abschalten der öffentlich-rechtlichen 
Sender in der Schweiz zugunsten einer rei-
nen Pay-TV-Lösung. Den Jugendorganisatio-
nen der FDP und SVP, die die Initiative lan-
ciert haben, geht es um Privatisierung und 
Herrschaft des Marktes ganz in neoliberaler 
Tradition. Wobei die Schweizer Medienland-
schaft längst extrem »liberalisiert« und in 
Oligopole aufgeteilt ist, die mit dem Schwei-
zer Rundfunk, der SRG, zum Teil eng ver-
zahnt sind: Im Bereich der Datenverwertung 
zu Werbezwecken hat sich die SRG mit der 
halbstaatlichen Swisscom und dem Medien-

giganten Ringier zusammengetan und ei- 
ne Art Monopolfirma namens Admeira ge-
gründet, den mit Abstand größten Werbever-
markter des Landes. Öffentlich-rechtlich? 
Pustekuchen! 

Nicht anders hierzulande, wo ARD und 
ZDF mehr als 150 Tochtergesellschaften un-
terhalten, die in der Regel an den vom Ge-
setzgeber vorgeschriebenen Gremien vor- 
bei entstanden sind und sich der ohnedies 
geringfügigen öffentlichen Kontrolle weit-
gehend entziehen. Die Verve, mit der sich 
Linksliberale in der Schweiz in den Kampf 
für das bestehende SRG-System werfen, 
überrascht insofern, als nun einzig in der (an 
sich absolut richtigen) Ablehnung der »No 
Billag«-Initiative und der Festschreibung  
des Status quo das Glück liegen soll – wie es 
etwa die alternative Wochenzeitung »Woz« 
glauben macht, die mit »Nein zu ›No Billag‹«-
Postern als Beilage aufwartet. 

Diese Haltung gibt es auch hierzulande, 
und zwar ebenfalls bevorzugt in linken, al-
ternativen und linksliberalen Zusammen-
hängen. Da wird das Öffisystem gegen alle 
Kritiker verteidigt, die fragwürdige und ex-
trem unsoziale Haushaltsabgabe gutgehei-
ßen, und da werden Kritiker, die das Wort 
Staatsfernsehen in den Mund nehmen, an-
gegriffen – als wären die Öffis eine Genossen-
schaft, so etwas wie ein öffentliches Schwimm-
bad oder der ÖPNV, ein öffentlicher Raum, 
der unbedingt schützenswert und gegen die 
US-Internetgiganten zu verteidigen sei. Es 

fällt auf, dass diese Position am vehemente-
sten diejenigen vortragen, die da, wo es wirk-
lich wichtig wäre, niemals Schutzräume noch 
Genossenschaften noch gar öffentlichen Be-
sitz fordern würden (etwa im Bereich Woh-
nen, wo der Privatbesitz Mieten ins Unend-
liche steigen lässt). 

Den Vogel schoss Carolin Emcke ab, die 
in der »Süddeutschen Zeitung« in dem ihr ei-
genen Pathos forderte, »dass jene Infrastruk-
turen erhalten werden, die das soziale Mit-
einander aller bedingen und ermöglichen«, 
nämlich »Orte des Lernens und der Fürsor-
ge, Instrumente des Transports und der Ver-
netzung, Institutionen der Information und 
demokratischen Willensbildung«, also all die 
Worthülsen aneinanderreihte, derer sich 
auch all diejenigen bedienen, die wie SPD 
und Grüne seit Jahren Infrastrukturen aller 
Art massiv abbauen. Emcke verteidigt vehe-
ment »etwas allen Gemeinsames« und meint, 
wenn es die Öffis nicht schon gäbe, müsse 
man sie erfinden; ohne sie sei jede Ausein-
andersetzung bereits verloren. Wie darf man 
sich das vorstellen? Wir setzen uns im Halb-
kreis mit Carolin Emcke vors Fernsehgerät, 
fassen uns an die Hände und sehen uns das 
Dienstagsprogramm der ARD an? Nachmit-
tags »Sturm der Liebe«, dann das Boulevard-
magazin »Brisant«, die Quizsendung »Wer 
weiß denn so was«, die Arztserie »Familie Dr. 
Kleist«, schließlich die »Vorstadtweiber«, un-
terbrochen durch einige Ausgaben der »Ta-
gesschau«, und zu bester Sendezeit die ein-
schlägige Nonnenserie – um Himmels wil-
len! Und all diesen Quark lassen wir über uns 
ergehen, weil wir uns mit Emcke »für etwas 
einsetzen, das der Res publica dient«?

Das Problem der Öffi-Befürworter: Über 
Inhalte wird gar nicht erst diskutiert, das Öf-
fentlich-Rechtliche gilt als heilige Kuh, wer 
es kritisiert, gar abschaffen oder durch et-
was Neues ersetzen will, über den ergeht der 
Bann all derer, die sich die Welt nur alterna-
tivlos vorstellen können. Sie erinnern sich 
gern an die siebziger Jahre, als kompetente 
Redakteure anspruchsvolle Fernsehspiele, 
kritische Dokumentationen und interessan-
te Musiksendungen ermöglichten und sogar 
einen Herbert Marcuse eine Stunde lang in-
terviewen ließen. Die Samstagabendshow 
hieß »Wünsch dir was« und reflektierte auch 
mal Familienstrukturen oder Mülltrennung, 
und am Montag konnte man am Arbeitsplatz 
über die transparente Bluse einer Kandida-
tin diskutieren – ein echter Aufreger!

Neben unbedingter Staatstreue eint die 
reformerischen Linken, dass sie sich mit 
dem herrschenden System abgefunden ha-
ben. Was die Befürworter des sozialdemokra-
tischen Fernsehens übersehen, ist die gesell-
schaftliche und technologische Entwicklung 

Wie lange wollen wir der ARD noch beim Sterben 
zusehen? – Primetime-Serie »Familie Dr. Kleist«
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Das öffentlich-rechtliche Fernsehen 
ist nicht »alternativlos«. Ein Vorschlag 
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der letzten Jahrzehnte. Als das öffentlich-
rechtliche TV erfunden wurde, diente es als 
Vollprogramm, weswegen der Rundfunk-
staatsvertrag als Aufgaben »Bildung, Infor-
mation, Beratung und Unterhaltung« fest-
schreibt – was ARD und ZDF systematisch 
ignorieren (abgesehen vom Unterhaltungs-
auftrag, den sie mit all den dumpfen Volks-
musikstadln und der kitschig-kuscheligen 
Degeto-Welt übererfüllen). Besonders die 
Einführung des Privatfernsehens machte die 
Notwendigkeit des Vollprogramms obsolet. 
Verantwortlich dafür war die sozialliberale 
Bundesregierung Helmut Schmidts, Helmut 
Kohl hat dann das Privatfernsehen massiv 
vorangetrieben, nicht zuletzt, um den als 
»Linksfunk« verpönten Sendern etwas ent-
gegenzusetzen. »Unsere Politik bezüglich 
RTL Plus war immer darauf ausgerichtet, 
eine Anbindung von RTL an das konserva- 
tive Lager zu sichern beziehungsweise ein 
Abgleiten nach links zu verhindern«, schrieb 
Edmund Stoiber, damals Leiter der bayeri-
schen Staatskanzlei, an seinen Chef Franz 
Josef Strauß. 

Doch der Siegeszug des Privatfernsehens 
hatte einen weiteren Effekt, mit dem seine 
Förderer kaum gerechnet haben dürften: Er 
führte dazu, dass die Öffis ihr Programm dem 
der Privaten anpassten. Kann heute noch je-
mand sagen, worin der Unterschied zwischen 
den Telenovelas von ARD und RTL besteht? 
Spielfilme laufen sowieso längst auf allen 
Sendern, und die spannendsten Serien stel-
len Netflix und HBO her. 

Und das Informationsangebot, das die 
Öffifans so einmalig finden? Wer die Nach-
richtensendungen von ARD, ZDF & Co. ana-
lysiert, stellt eine immense Staatsnähe fest. 
»Tagesschau« und »Heute« tragen nicht dazu 
bei, die Welt zu begreifen, sondern verwan-
deln die Realität in eine endlose »Lindenstra-
ße«. Denken wir an die Berichterstattung 
über Griechenland, die Ukraine oder Syrien 

– da wirken die »Flaggschiffe« der Sender wie 
Ideologiemaschinen von Regierung und Nato, 
eben: Staatsfernsehen. Und wer derartige 
Nachrichtensendungen und »politische Talk-
shows« hat, braucht kein Propagandamini-
sterium mehr. Hinzu kommt die sedierende 
Funktion des Unterhaltungsprogramms (am 
teuersten: der Sport).

Niemand, der noch bei Trost ist, kann 
sich eine Fortsetzung dieses Zustands wün-
schen. Zumal es da jetzt dieses Dingens na-
mens »Neuland« gibt. Eine Plattform, die je-
derzeit auf verschiedensten Geräten zur Ver-
fügung steht und die es allen ermöglicht, nicht 
nur zu empfangen, sondern auch zu senden, 
ganz, wie es sich Bertolt Brecht in seiner Ra-
diotheorie vorgestellt hat: »Der Rundfunk 
ist aus einem Distributionsapparat in einen 
Kommunikationsapparat zu verwandeln«, er 
soll also »den Zuhörer nicht nur hören, son-
dern auch sprechen machen, ihn nicht iso-
lieren, sondern ihn in Beziehung setzen.«

Wie wäre es denn damit, an einer Art öf-
fentlich-rechtlicher Internetplattform zu  
arbeiten? Wo Filmessays jenseits der fern-
sehüblichen Bildpolitik und Zeitbeschrän-
kung möglich sind, wo es tiefergehende Dis-
kussionen gibt, wo der »Perlentaucher« ein 
gut gemachtes Feuilleton herausgibt, Kon-
zertveranstalter Live-Mitschnitte aus Pop, 
Jazz, World oder Klassik und s Grem-
liza seine Kolumnen, Prinzessinnenreporte-
rin Marit Hofmann ihre Betanzungen und 
Thomas Ebermann seine Firmenhymnen  
veröffentlichen – und zwar sämtlich fair fi-
nanziert aus Steuermitteln? Aufgabe einer 
derartigen, im besten Sinn öffentlichen und 
staatsfernen Plattform wäre es, all das an Po-
litik und Kultur bereitzuhalten und zu er-
möglichen, was sonst nicht stattfindet. Das 
können auch besondere Spielfilme oder Se-
rien sein, die dann ohne die TV-typische in-
haltliche und ästhetische Zensur auskämen. 
»Panorama«, »Monitor« oder »Die Anstalt« 
würden auf dieser Plattform ebenfalls zu se-
hen sein, und zwar immer dann, wenn die 
entsprechenden Redaktionen genug Materi-
al für eine gehaltvolle Sendung zusammen-
haben – also jenseits aller steifen und un- 
flexiblen Sendeformate und diktatorischen  
Programmkorsette. 

Auf dieser Plattform stehen alle bisher 
von Öffentlich-Rechtlichen erstellten Inhal-
te kostenlos und langfristig zur Verfügung, 
denn die Bürger*innen haben diese Sendun-
gen ja bereits mit Gebühren finanziert – man 
kann also endlich jederzeit Rainer Werner 
Fassbinders »Acht Stunden sind kein Tag« 
oder Eberhard Fechners legendäre Doku-
mentationen sehen, um nur mal zwei Beispie-
le zu nennen, die in den Fernseharchiven auf 
Nimmerwiedersehen verschwunden sind. 
Die hervorragenden Rundfunkensembles, 
die für die kulturelle Vielfalt so wichtig sind, 
würden bestehen bleiben. Finanzierbar wä-
re all das mit Steuermitteln und würde nur 
einen Bruchteil der mittlerweile etwa neun 
Milliarden Euro kosten, die ARD und ZDF 
alljährlich verschlingen. Man könnte sogar 
darüber nachdenken, ob jedem Haushalt 
eine Art Medienbudget zur Verfügung ge-
stellt wird: Ein Teil könnte in die Plattform 
gehen, ein anderer für Zeitungsabos, das 
Webradio Byte FM oder örtliche Medien-
werkstätten genutzt werden. Eine Utopie, ge-
wiss – aber nur, wenn wir das Bestehende ra-
dikal in Frage stellen und etwas Neues zu ent-
wickeln suchen, wird es uns gelingen, uns  
der medialen Umarmung des Staatsfernse-
hens auf der einen und der Internet- und Me-
diengroßkonzerne auf der anderen Seite zu 
entziehen. Nein zu »No Billag« ist noch kei-
ne Lösung!                                   l

Berthold Seliger ist Autor des Buchs I Have 
a Stream. Für die Abschaffung des gebüh-
renfinanzierten Staatsfernsehens (Edition 
Tiamat)
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